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~Lwangsprostitution effektiv bekimpfen” am 20. April 2005 im Deutschen Bundestag in
Berlin, Symposium der CDU/CSU-Fraktion. (Gunda Meyer)

Annette Widmann-Mauz, Vorsitzende der
Gruppe der Frauen der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion, -erliuterte in ihren
Erbffnungsworten das Ziel der Veranstal-
tung. Es gehe darum, auf die lSltuahon der
Zwangsprostituierten in Deutschland auf-
merksam zu machen und eine inhaltliche
Auseinandersetzung mit diesem Thema
anzuregen. Zwangsprostitution sei eine
Menschenrechtsverletzung, und es miisse
nach Mafinahmen in den Bereichen der
Pravention, der Strafverfolgung und des
Opferschutzes gesucht werden, um Men-
schenhéndlern das Handwerk zu legen.

Eine weitere Einfithrung in das Thema gab
Dr. Angela Merkel, Vorsitzende der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion. Sie beton-
te, daf8 das Gebot der Achtung der Men-
schenwiirde und das Recht auf sexuelle
Selbstbestimmung nicht in allen Staaten
Giiltigkeit hitten und vielen Frauen und
Kindern verweigert wiirden. Da es auch in
Deutschland zu Verletzungen dieser Ge-
bote komme, sei Information und Sensibi-
lisierung der Bevolkerung in diesem Be-
reich erforderlich, um einen Bewufst-
seinswandel herbeizufithren. Ein Dank
gelte den Personen, die sich um die Opfer
von Menschenhandel kiimmerten wih-
rend der Grofteil der Bevilkerung weg-
schaue. Selbsthilfegruppen miifSten ge-
starkt, und auch die Herkunftslinder der
Zwangsprostituierten miiSten gedringt
werden, sich um dieses Problem zu kiim-
mern. Um den innerstaatlichen Problemen
entgegenzutreten, solle ein Gesetzentwurf
zur TFreierstrafbarkeit in den Bundestag
eingebracht werden.

AnschlieGGend stellte Ute Granold, Mitglied
im Rechtsausschufd des Deutschen Bun-
destages, eine Gesetzesinitiative der

CDU/CSU-Bundestagsfraktion vor. Dabei
betonte sie, dalf Menschenhandel das am
schnellsten wachsende kriminelle Gewer-
be der Welt sei. Um einen européischen
Rahmenbeschlufs umzusetzen, solle nun
ein Gesetzentwurf in den Bundestag ein-
gebracht werden, dessen Kernpunkte die
Einfithrung neuer Straftatbestinde gegen
die sexuelle Ausbeutung von Menschen-
handelsopfern, die Einfithrung einer Kron-
zeugenregelung fiir Menschenhandelsde-
likte sowie die Ermdglichung der Uberwa-
chung der Telekommunikation bei allen
Straftaten des Menschenhandels sein soli-
ten. Insbesondere sei eine Freierstrafbar-
keit vorgesehen, wenn diese die Zwangs-
lage der Prostituierten kennen oder
Jleichtfertig” nicht erkennen wiirden. Ein
gesonderter Gesetzesantrag des Freistaates
Bayern sehe weiter eine Wiedereinfithrung
der Strafvorschrift gegen die Férderung
der Prostitution vor.

Danach wurde ein kurzer Filmbeitrag von
Inge. Bell, Fernseh- und Horfunkautorin
mit Linderschwerpunkt Ruminien und
Bulgarien, gezeigt. Anhand mehrerer Bei-
spiele aus einem Heim fiir minderjihrige
Exprostituierte in Bulgarien wurde der
Weg von Midchen und Frauen aus den
drmsten Regionen Europas in die Zwangs-
prostitution nachgezeichnet.

Oft sind es Freunde oder Bekannte, die die
Midchen an Menschenhindler verkaufen.
Andere Midchen verlassen ihr Heimat-
land freiwillig aufgrund falscher Verspre-
chungen der Menschenhindler auf ein
besseres Leben in Westeuropa, z.B. als
Kellnerin. Auf die meist illegale Ein-
schleusung folgt dann oft eine Odyssee
durch die Bordelle und Straffenstriche von
ganz Westeuropa. Die einzige Chance auf
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Freiheit fiir die Betroffenen liegt in den
mehr oder weniger regelmifiigen Razzien
durch die Polizei.

Weiter beschiftigte sich der Beitrag mit
der Situation auf dem Balkan und in Siid-
osteuropa selbst, wo das Geschift mit den
Prostituierten ebenfalls blitht. Zu den
Kunden gehdren u.a. auch KFOR-Sol-
daten.

In ihrem anschliefSenden Redebeitrag ging
Inge Bell auf die Situation in Rumiinien
und Bulgarien ein. Frauen seien dort ,die
Opfer eines verfallenden Wertesystems”

und eines Minnernetzwerkes bestehend :,

aus Zuhiltern, Polizisten und Schleppern,
die ebenfalls keine Werte kennen wiirden.
Um ihrer Misere zu entkommen, strebten
die Frauen ins Ausland, wo sie zu
Zwangsprostituierten gemacht wiirden.

Weiter ging Bell darauf ein, dafs das grofie
Wissen der Freier bei den polizeilichen
Ermittlungen behilflich sein konnte. Oft
befinden sich Freier in einem Dilemma,
wenn sie entdeckten, daff sie es mit
Zwangsprostitution zu tun haben. Einer-
seits wollten sie helfen, andererseits um
jeden Preis anonym bleiben.

In dem anschliefenden von Maria von Wel-
ser (Direktorin %es NDR-Landesfunk-
hauses Hamburg) moderierten Forum
kamen weitere Referenten zu Wort. Zu-
néchst iibernahm Schwester Dr. Lea Acker-
mumn, Grinderin und Vorsitzende von
Solwodi e. V., einem vor 20 Jahren in Kenia
gegriindeten Verein, der Frauen in Not
hilft und in Deutschland insbesondere
Opfern von  Menschenhandel und
Zwangsprostitution zur Seite steht, das
Wort. Sie betonte die grofie Bedeutung
von Frauvenhilfsorganisationen wie Sol-
wodi, indem sie Opfern von Zwangspro-
stitution nach ihrer Entdeckung und Be-
‘freiung durch die Polizei zur Seite stehen.

Sie forderte eine verstirkte Durchfithrung
von Razzien durch die Polizei, da die ein-
zige Chance der Frauen, den Menschen-
hindlern zu entkommen, in der Entdek-
kung durch die Polizei liege. Weiter be-
richtete sie iiber die unwiirdigen Bedin-
gungen, unter denen die eingesperrten

Frauen ihr Dasein fristen miifiten; als Fol-
ge wiirden die Frauen die in ihnen stek-
kenden Aggressionen oft gegen sich selbst
wenden. In dieser Lage biete Solwodi Un-
terstittzung,.

Die Opfer miifsten wihrend der Zeit bis
zum Abschlufs eines Prozesses, die bis zu
drei Jahren dauern konne, begleitet wer-
den. Zuerst gelte es jedoch, einer soforti-
gen Abschiebung der Frauen nach ihrer
Entdeckung  entgegenzuwirken, denn
meist sei die Verurteilung der Menschen-
hindler ohne eine Aussage der persdnlich
anwesenden Opferzeugin nicht mdglich.
Zudem bringe Solwodi die Frauven in
Frauenh&dusern unter und stelle ihnen eine
Rechtsanwiltin zur Verfiigung.

Ein groies Problem liege darin, dafi das
Schicksal der betroffenen Frauen und die
erfolgreiche Strafverfolgung der Titer
nicht im offentlichen Bewufitsein und In-
teresse seien. Nur 11 % der Opfer von
Menschenhandel erhielten eine Duldung,
nur 2,8 % wiirden in ein Zeugenschutz-
programm aufgenommen. Unter diesen
Umstanden konnten keine Fortschritte bei
der Bekdmpfung des Menschenhandels
erzielt werden.

Da die Frauen bis zum Abschluf2 des Pro-
zefses allein von Solwodi finanziert wiir-
den, forderte Lean Ackermann eine Arbeits-
erlaubnis bzw. Ausbildungserlaubnis fiir
diese Zeit. Auf diesem Wege wiirde auch
einer erneuten Zwangsprostitution aus
Perspektivlosigkeit entgegengewirkt. Dar-
tiber hinaug sprach sich Ackermann fiir die
Freierbesttafung aus und duflerte sich ne-
gativ iiber das 2001 erlassene Prostituti-
onsgesetz.

In dem folgenden Redebeitrag hob Prof.
Dr. Joachim Renzikowski, Inhaber der Pro-
fessur fir Strafrecht und Rechtsphiloso-
phie/Rechtstheorie an der Martin-Luther-
Universitit in Halle-Wittenberg, drei
Punkte hervor. Erstens forderte er, den
Aufenthaltsstatus fitir Opfer von Men-
schenhandel zu kldren, da ein Prozef3 ge-
gen die Menschenhdndler nur Aussicht
auf Erfolg habe, wenn die Frauen als Zeu-
gen aussagten. Zweitens sollte den Op-
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fern, um ihnen eine Perspektive zu bieten,
eine Arbeits- bzw. Ausbildungserlaubnis
zugebilligt werden, was nach der jetzigen
rechtlichen Lage erst nach Ablauf eines
Jahres méglich sei. Drittens miifiten mehr
finanzielle Mittel fiir die Opfer bereitge-
stellt werden. Oft bendtigten die Frauen
nach allem, was sie erlebt hiitten, eine The-
rapie. Die Gew#hrung medizinischer Lei-
stungen beschrinke sich aber auf ein Mi-
nimum fiir akute Fille, da das Asylbewer-
berleistungsgesetz nicht auf die Bediirfnis-
se der Opfer von Menschenhandel zuge-
schnitten sei. Fiir andere mijt dem Prozef$
verbundene Kosten, wié_? Fahrtkosten,
miifiten Vereine wie Solwodi aufkommen.
Auch Renzikowski sprach sich fiir eine
Freierstrafbarkeit aus. Er befiirwortete
aufferdem ein Wiedereinfithrung des
§180a Abs. 1 Nr. 2 StGB (Forderung der
Prostitution) und betonte, dafs es entschei-
dend sei, gegen die Zwangsprostitution,
nicht gegen die freiwillige Prostitution
vorzugehen.

AnschlieBend gab Petra Leister von der
Abteilung ,, Bekdampfung der Organisierten
Kriminalitit” der Staatsanwaltschaft Ber-
lin einen Einblick in die Problematik der
Strafverfahren gegen Menschenhéndler.

Eine Ausweitung des Zeugenschutzpro-
gramms halte sie nicht fiir notwendig, da
ein GroSteil der Frauen ein solches Pro-
gramm nicht wiinschten, um ihre sozialen
Kontakte nicht zu verlieren. Zumindest in
Berlin stitnden den Frauen ProzelSbegleite-
rinnen und Mitarbeiterinnen der Frauen-
hiuser unterstiitzend zur Seite. Hilfreich
waren allerdings Zeugenschutzprogram-
me im Ausland, was bislang jedoch man-
gels Ansprechpartner kaum realisierbar
sei.

Sie zeigte sich erfreut dariiber, dafs eine
Strafbarkeit der Freier nicht erst fiir eine
fahrldssige, sondern schon fiir eine leicht-
fertige Begehungsweise vorgesehen sei.

Problematisch seien die Ermittlungen.
Wenn die Frauen nicht illegal in Deutsch-
land seien, was insbesondere im Hinblick
auf die neuen EU-Beitrittslinder aktuell
set, werde es kaum noch Moglichkeiten

geben, die Frauen aus den Bordellen her-
auszuholen, um zu klidren, ob ein Fall des
Menschenhandels vorliege.

Leister betonte, wie wichtig die Moglich-
keit der Telefoniiberwachung und die Hil-
fe der Freier im Zuge der Ermittlungen
gegen Menschenhindler seien. Allerdings
duflerte sie sich skeptisch zu der im Ge-
setzentwurf vorgesehenen Kronzeugenre-
gelung. Eine Wiedereinfithrung des § 180a
Abs. 1 Nr. 2 5StGB werde nicht befiirwortet,
da aus der Erfahrung heraus die Forde-
rung der Prostitution keine zentrale Rolle
bei der Bekdmpfung der Ausbeutung von
Prostituierten gespielt habe und man so
die freiwilligen Prostituierten vor den
Kopf stoffen wiirde.

Die bayerische Staatsministerin der Justiz,
Dr. Beate Merk, wazb fiir den von dexr CSU
erarbeitetenn und mit der CDU abgestimm-
ten Gesetzantrag, der eine Freierstrafbar-
keit auch ftr leichtfertiges Verhalten vor-
sehe. Aufserdem sprach sie sich fiir eine
Aufhebung des im Jahre 2001 erlassenen
Prostitutionsgesetzes aus, da dieses der
Polizei die Ermittlung in Bordellen er-
schwere.

Der folgende Beitrag von Karl-Heinz We-
ber, dem stellvertretenden Leiter des Lan-
deskriminalamtes Rheinland-Pfalz, be-
schiftigte sich mit den Problemen der Po-
lizei bei der Bekampfung der Zwangspro-
stitution. Mit dem Erlafd des Prostitutions-
gesetzes sei die Lage fiir die Polizei
schwieriger geworden. Ein Problem liege
oft in der Beweisfithrung. In Zeiten von
knappen Kassen und Personalproblemen
wiirden in der polizeilichen Arbeit beson-
dere Schwerpunkte gesetzt. Er riumte ein,
dafs die Anzahl der polizeilichen Razzien
in Bordellen zu gering sei, um den Men-
schenhandel wirksam bekdmpfen zu kon-
nen, und kiindigte an, in diesem Bereich
einen polizeilichen Schwerpunkt zu set-
Zen.

Am Ende der Veranstaltung gab es Raum
fiir Fragen und Anregungen aus dem Pu-
blikum. So wurde darauf hingewiesen,
dafs das Auslinderamt oft als eine Art
Helfer der Zuhilter arbeite, indem es die
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entdeckten Frauen oft schon nach ein bis
zwei Tagen abschiebe. Auch sei es ent-
scheidend, die Frauengruppen in den Her-
kunftslandern zu warnen.

In einem anderen Beitrag wurde die grofie
Bedeutung der praventiven Arbeit betont
und der Aufbau eines Jugendwerkes nach
Osteuropa in Betracht gezogen. Darauf
antwortete Inge Bell, dafl gerade diejeni-
gen, die in ihrer Kindheit Deutschland
besucht hitten, wie die Tschernobyl-
Kinder, besonders oft in die Finge von
Menschenhidndlern gerieten, da sie nur
positive Erfahrungen mit Deutschen ge-
macht hitten und hier keine Zwangspro-
stitution erwarteten.

Weiter wurde problematisiert und allge-
mein bestiitigt, daff die schlechte Erfah-
rung der Frauen mit der Polizei in ihren
Herkunftslindern sich in dem mangeln-
den Vertrauen der deutschen Polizei ge-
geniiber widerspiegele.

In einem anderen Redebeitrag wurde die
Frage aufgeworfen, warum nicht Bordelle,
dhnlich wie Gaststiitten etc. nicht einer
regelmifsigen Kontrolle unterworfen wiir-
den, woraufhin Karl-Heinz Weber bestétig-
te, dafd die Zusammenarbeit zwischen den
verschiedenen Behorden verbesserungs-
wiirdig sei.

Angesprochen wurde auch die Problema-
tik der Beweislage bei der Freierstrafbar-

keit. Hiergegen lasse sich aber laut Renzi-
kowski einwenden, daf§ zum einen oft du-
fsere Anzeichen die Freier auf vorliegende
Zwangsprostitution hinweisen konnten.
Zum anderen gebe es auch bei anderen
Straftatbestinden Beweisprobleme, z.B.
bei der Vergewaltigung in der Ehe (§ 177
StGB).

Zum Schiufs kritisierte eine Vertreterin der
Prostituierten die gesellschaftliche Aus-
grenzung, der thre Berufsgruppe ausge-
setzt sei und forderte eine Art Green-Card
fiir osteuropdische Prostituierte. Auf diese
Worte wurde mit allgemeiner Emporung
und dem Hinweis darauf reagiert, daff es
hier nicht um freiwillige Prostitution, son-
dern um Zwangsprostitution gehe.

Insgesamt war die Veranstaltung sehr in-
formativ und vielseitig, da Vertreterinnen
verschiedener Gruppen referierten und
die Problematik so aus unterschiedlichen
Blickwinkeln beleuchtet wurde. Auch
wenn die Probleme, die mit der Bekamp-
fung und dem Umgang mit der Zwangs-
prostitution zusammenhéngen, nicht alle
gelost werden konnten, und dies auch
kaum umfassend in einem Symposium
mdéglich ist, wurde doch immmerhin durch
Informierung und eingehender Beschafti-
gung mit dem Thema ein wichtiger Schritt
hin zu mehr Sensibilisierung getan.



	„Zwangsprostitution effektiv bekämpfen" am 20. April 2005 im Deutschen Bundestag i nBerlin, Symposium der CDU/CSU-Fraktion. (Gunda Meyer)



